
 

  

S 5 SB 702/97

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 18
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Begutachtung des Sachverständigen vor

dem zuständigen Prozessgericht
Schwerbehindertengesetz
Amtsermittlung
Grenzen der freien Beweiswürdigung
formeller Beweisbeschluss
Verwertungsverbot
Rügeverzicht

Leitsätze 1. Eine Beweisaufnahme durch
Sachverständige hat durch formellen
Beweisbeschluss vor dem zuständigen
Prozessgericht zu erfolgen.
2. Ein in einem Rentenrechtsstreit
eingeholtes Sachverständigengutachten
kann in einem Rechtsstreit nach dem
Schwerbehindertengesetz nicht als
Sachverständigengutachten verwertet
werden.

Normenkette SGG § 118 Abs 1
SGG § 103
SGG § 128
ZPO § 358
ZPO § 358 Buchst a S 2 Nr 4
ZPO § 359
ZPO 355 Abs 1 S 1
ZPO § 295 Abs 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 SB 702/97
Datum 02.11.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 18 SB 119/99
Datum 12.12.2000

3. Instanz
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Datum -

I. Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
02.11.1999 aufgehoben, soweit es den Beklagten verurteilt hat, die bei der
KlÃ¤gerin vorliegenden Behinderungen ab MÃ¤rz 1998 mit einem hÃ¶heren GdB als
30 zu bewerten. Im Ã�brigen wird die Streitsache zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Sozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.
II. Die Kostenentscheidung bleibt der Entscheidung des Sozialgerichts vorbehalten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob das Sozialgericht WÃ¼rzburg (SG) die Behinderungen der KlÃ¤gerin
nach dem Schwerbehindertengesetz (SchwbG) zu Recht mit einem Grad der
Behinderung (GdB) von 40 bewertet hat. Die KlÃ¤gerin begehrt im Wege der
Anschlussberufung einen GdB von mindestens 50.

Der Beklagte stellte bei der am â�¦1953 geborenen KlÃ¤gerin nach Aktenlage mit
Bescheid vom 05.08.1997 idF des Widerspruchsbescheides vom 22.10.1997 als
Behinderung mit einem GdB von 20 fest: LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom, zweimalige
Bandscheibenoperation L4/L5 links.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem SG hat die KlÃ¤gerin die Feststellung
eines hÃ¶heren GdB mit der BegrÃ¼ndung begehrt, bei ihr sei mittlerweile die
dritte Bandscheibenoperation durchgefÃ¼hrt worden. Daneben leide sie an
chronischer Bronchitis, allergische Diathese und Adipositas. Sie hat Ã¤rztliche
Unterlagen ihrer Behandlungen vorgelegt (Arztbrief der Klinik fÃ¼r OrthopÃ¤die,
Klinik Bavaria, Bad Kissingen vom 29.12.1997; Arztbrief Ã¼ber ein spinales CT der
LendenwirbelsÃ¤ule vom 22.03.1998) sowie ein Gutachten des Artzes fÃ¼r
Chirurgie Dr.G â�¦ vom 03.03.1998 zu einem Antrag auf BerufsunfÃ¤higkeits- bzw
ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente. Das SG hat Befundberichte der behandelnden Ã�rzte
der KlÃ¤gerin (Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr.M â�¦, FachÃ¤rzte fÃ¼r
Neurochrirugie Dres â�¦) beigezogen und sie im Rahmen des ebenfalls beim SG
WÃ¼rzburg anhÃ¤ngigen Rentenrechtsstreit S 6 RJ 885/97 terminsÃ¤rztlich von der
Med.Direktorin und NervenÃ¤rztin Dr.B â�¦ (mit)begutachten lassen. Diese hat bei
der KlÃ¤gerin ein chronisches LendenwirbelsÃ¤ulen-Syndrom mit schwergradiger
FunktionseinschrÃ¤nkung diagnostiziert und hierfÃ¼r einen Einzel- und Gesamt-
GdB von 30 angenommen. Die KlÃ¤gerin hat ein im Rechtsstreit S 6 RJ 885/97
erstelltes neurochirurgisches Gutachten des Prof. Dr.B â�¦ vom 21.04.1999
vorgelegt, wonach sie wegen eines Postdikektomiesyndroms vom Grad II fÃ¼r so
leistungsgemindert erachtet wurde, dass sie nur noch eine weniger als
halbschichtige TÃ¤tigkeit ausfÃ¼hren kÃ¶nne. Sie hat im Hinblick auf dieses
Gutachten einen Gesamt-GdB von unter 80 nicht fÃ¼r vertretbar gehalten.

Das SG hat daraufhin dem Beklagten das Terminsgutachten der Dr.B â�¦ und das
Gutachten des Prof. Dr.B â�¦ zur Stellungnahme zugeleitet. Der Beklagte hat sich
nach Einholung einer nervenÃ¤rztlichen Stellungnahme des Priv.Doz. Dr.K â�¦ mit
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Vergleichsangebot vom 04.08.1999 bereit erklÃ¤rt, mit Wirkung ab 12/97 als
Behinderung mit einem GdB von 30 festzustellen: LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom,
zweimalige Bandscheibenoperation L4/L5 links, Bandscheibenoperation L3/L4
rechts.

Die KlÃ¤gerin hat sich zu diesem Vergleichsangebot nicht geÃ¤uÃ�ert.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 02.11.1999 hat die KlÃ¤gerin beantragt, bei
ihr einen GdB von 40 ab MÃ¤rz 1998 festzustellen. Das SG hat diesem Antrag mit
Urteil vom 20.11.1999 entsprochen und den Beklagten verurteilt, die bei der
KlÃ¤gerin vorliegenden Behinderungen ab MÃ¤rz 1998 mit einem GdB von 40 zu
bewerten. Es hat sich dabei insbesondere auf das Gutachten des Prof. Dr.B â�¦ vom
21.04.1999 gestÃ¼tzt und die Auffassung vertreten, die Bewertung der
gerichtsÃ¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.B â�¦ sowie des Dr.K â�¦ mit einem GdB
von 30 entspreche nicht den erheblichen funktionellen EinschrÃ¤nkungen und der
glaubhaften Schmerzsymptomatik.

Gegen das am 19.11.1999 zugestellte Urteil hat der Beklagte Berufung eingelegt
und die Aufhebung des Urteils des SG WÃ¼rzburg vom 02.11.1999 begehrt, soweit
er verurteilt wurde, die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden Behinderungen ab MÃ¤rz
1998 mit einem hÃ¶heren GdB als 30 zu bewerten. Er hat gerÃ¼gt, das SG habe
sowohl Â§ 103 Sozialgerichtsgesetz (SGG) als auch Â§ 128 SGG nicht beachtet,
indem es ohne eigene Sachkunde und ohne ausreichende BegrÃ¼ndung den bei
der KlÃ¤gerin vorliegenden GdB mit 40 bewertet hat.

Die KlÃ¤gerin hat am 26.01.2000 Anschlussberufung eingelegt und beantragt, bei
ihr einen erhÃ¶hten GdB von mindestens 50 seit Dezember 1997 festzustellen.

Der Beklagte beantragt, das Urteil des SG WÃ¼rzburg vom 02.11.1999 aufzuheben,
soweit er verurteilt wurde, die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden Behinderungen ab
MÃ¤rz 1998 mit einem hÃ¶heren GdB als 30 zu bewerten.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des SG
WÃ¼rzburg vom 02.11.1999 zurÃ¼ckzuweisen und das Urteil des SG WÃ¼rzburg
vom 02.11.1999 dahingehend zu Ã¤ndern, dass bei ihr mindestens ein GdB von 50
festgestellt wird.

ErgÃ¤nzend zum Sachverhalt wird auf die Schwerbehindertenakte und die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte (Â§Â§ 143, 151 SGG) Berufung ist iS der
ZurÃ¼ckverweisung an das SG begrÃ¼ndet. Die unselbstÃ¤ndige
Anschlussberufung der KlÃ¤gerin verliert mit der ZurÃ¼ckverweisung ihre Wirkung.

Das Landessozialgericht kann durch Urteil die angefochtene Entscheidung aufheben
und die Sache an das SG zurÃ¼ckverweisen, wenn das Verfahren an einem
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wesentlichen Mangel leidet (Â§ 159 Abs 1 Nr 2 SGG).

Das sozialgerichtliche Urteil leidet an wesentlichen VerfahrensmÃ¤ngeln. Das SG
hat gegen den Grundsatz der Amtsermittlung (Â§ 103 SGG) verstoÃ�en, indem es
Ã¼ber den Anspruch der KlÃ¤gerin befunden hat, ohne ein
SachverstÃ¤ndigengutachten eingeholt zu haben, das den gesetzlichen
Bestimmungen Ã¼ber die DurchfÃ¼hrung der Beweisaufnahme entspricht. Es hat
auch die Grenzen der freien BeweiswÃ¼rdigung verfahrensfehlerhaft nicht beachtet
(Â§ 128 SGG), indem es das im Rentenverfahren S 6 RJ 885/97 eingeholte
Gutachten des Prof. Dr.B â�¦ ohne Hinzuziehung eines gerichtsÃ¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r eine ErhÃ¶hung des GdB der KlÃ¤gerin herangezogen hat.

Das SG hat den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen (Â§ 103 1.Halbsatz SGG
). Dieser Grundsatz gilt im Sozialgerichtsgesetz wegen des Ã¶ffentlichen Interesses
an der AufklÃ¤rung des Sachverhalts und der Richtigkeit der Entscheidung (Meyer-
Ladewig, Komm z SGG, 6.Aufl Â§ 103 RdNr 1). Der Untersuchungsgrundsatz bezieht
sich auf den Sachverhalt (aaO RdNr 3). Es mÃ¼ssen alle Tatsachen ermittelt
werden, die fÃ¼r die Entscheidung in pro- zessualer und materieller Hinsicht
wesentlich und damit entscheidungserheblich sind (aaO RdNr 4 a). Wenn das
Gericht davon absieht, SachverstÃ¤ndige zu bestellen, so verstÃ¶Ã�t es gegen Â§
103 SGG, wenn es eine Tatsachenfrage selbst beurteilt, ohne selbst Ã¼ber
besondere eigene Sachkunde zu verfÃ¼gen (aaO RdNr 7 b).

Das SG hat verfahrensfehlerhaft keinen Beweis durch SachverstÃ¤ndige erhoben
und deshalb gegen seine Verpflichtung zur Amtsermittlung verstoÃ�en. Es hat
entgegen seiner Auffassung die NervenÃ¤rztin Dr.B â�¦ nicht als SachverstÃ¤ndige
gehÃ¶rt. Das von ihm verwertete SachverstÃ¤ndigengutachten der Dr.B â�¦ ist in
dem Rentenverfahren S 6 RJ 885/97 erstellt worden. Das SG hat im
Schwerbehindertenrechtsstreit keine Beweisanordnung erlassen. Die
Beweisanordnung â�� Beauftragung der Dr.B â�¦ â�� hÃ¤tte durch formellen
Beweisbeschluss erfolgen mÃ¼ssen (Â§ 118 Abs 1 Satz 1 SGG iVm Â§Â§ 358, 359
Zivilprozessordnung ). Nach Â§ 358 a Satz 1 ZPO kann das Gericht schon vor der
mÃ¼ndlichen Verhandlung einen Beweisbeschluss erlassen und dieser Beschluss
kann vor der mÃ¼ndlichen Verhandlung ausgefÃ¼hrt werden, soweit er die
Begutachtung durch SachverstÃ¤ndige anordnet (Â§ 358 a Satz 2 Nr 4 ZPO). Die auf
Anordnung des Vorsitzenden der 5. Kammer des SG im Schreiben vom 13.10.1998
erfolgte Ã�bersendung der Klageakte im Schwerbehindertenrechtstreit und der
Schwerbehindertenakte an die 6.Kammer des SG zum Rechtsstreit S 6 RJ 885/97
"mit der Bitte um BerÃ¼cksichtigung der Beweisfragen SB Muster 1 zu 3: ab 6/97"
stellte keine Beweisanordnung iS des Â§ 358 a ZPO dar. Die Beweisaufnahme ist
nÃ¤mlich ausschlieÃ�lich im Rechtsstreit S 6 RJ 885/97 und nicht vor dem
zustÃ¤ndigen Prozessgericht erfolgt (Â§ 355 Abs Satz 1 ZPO). Die Beteiligten haben
zudem von der Begutachtung erst nachtrÃ¤glich Kenntnis erhalten, so dass eine
Verletzung des rechtlichen GehÃ¶rs zu besorgen ist. Es ist hier von einer
systematischen Umgehung sÃ¤mtlicher Vorschriften Ã¼ber die Beweisaufnahme
durch SachverstÃ¤ndige auszugehen mit der Folge, dass keine Heilung durch
RÃ¼geverzicht (Â§ 295 Abs 1 ZPO) der Beteiligten angenommen werden kann (vgl
Thomas/Putzo ZPO 22.Aufl Â§ 355 RdNr 6 mwN). Die gutachtlichen Ã�uÃ�erungen
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der Dr.E.BÃ¼hl zum GdB im Rechtsstreit S 6 RJ 885/97 unterliegen daher einem
Verwertungsverbot im vorliegenden Rechtsstreit und kÃ¶nnen auch nicht im Wege
des Urkundenbeweises in das Verfahren einbezogen werden.

Die Verwertung des vom SG beigezogenen Gutachtens des Prof. Dr.B â�¦ ohne
Zuziehung eines SachverstÃ¤ndigen im Schwerbehindertenrechtsstreit
Ã¼berschreitet die Grenzen der freien BeweiswÃ¼rdigung in verfahrensfehlerhafter
Weise. Zwar konnte das SG das Gutachten des Prof. Dr.B â�¦ im Wege des
Urkundenbeweises in das Schwerbehindertenverfahren einfÃ¼hren, es konnte aber
nicht die medizinischen Ergebnisse dieses Rentengutachtens ohne eigenen
medizinischen Sachverstand auf das Schwerbehindertenrecht Ã¼bertragen. Das
Recht der gesetzlichen Rentenversicherung und das Schwerbehindertenrecht
stellen vollkommen verschiedene gesetzliche Materien dar. Die Frage, ob ein
Versicherter in der gesetzlichen Rentenversicherung berufsunfÃ¤hig oder
erwerbsunfÃ¤hig ist, wird nach anderen rechtlichen Kriterien beurteilt als die Frage
der Einstufung eines Behinderten nach dem Schwerbehindertenrecht. Das SG hat
das Rentengutachten des Prof. Dr.B â�¦ ohne Heranziehung eines Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen iS des Schwerbehindertenrechts interpretiert. Insoweit fehlt es
dem Gericht â�� wie der Beklagte richtig erkannt hat â�� an der notwendigen
medizinischen Sachkenntnis. Die Festsetzung des GdB mit 40 durch das SG auf der
Grundlage des Gutachtens des Prof. Dr.B â�¦ ist daher rein spekulativ. Zur
Feststellung von Art und AusmaÃ� der Behinderungen muss das SG einen
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen heranziehen. Erst dann hÃ¤tte gerichtlich geprÃ¼ft
werden kÃ¶nnen, ob der auf der Grundlage des konkret ermittelten medizinischen
Sachverhalts (von einem SachverstÃ¤ndigen) geschÃ¤tzte Grad der Behinderung
sich im Rahmen der BewertungsgrundsÃ¤tze der Anhaltspunkte der Ã¤rztlichen
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetz (AHP) 1996 bewegt (so LSG Bayern, Breithaupt 2000,
478). Die in den AHP aufgefÃ¼hrten GdB-Werte und die fÃ¼r die HÃ¶he des GdB
jeweils genannten Voraussetzungen stellen keine Tatsachen dar, die eine
Beweisaufnahme Ã¼berflÃ¼ssig machen. Zwar nennen die AHP als antizipierte
SachverstÃ¤ndigengutachten GdB-Grade fÃ¼r Behinderungen, die von
Sozialgerichten zu beachten sind (so BVerfG Breithaupt 1997, 65 = SozR 3-3870 Â§
3 Nr 6). Dies bedeutet aber lediglich, dass die Vorgaben der AHP nicht durch
Einzelfallgutachten hinsichtlich ihrer generellen Richtigkeit widerlegt werden
kÃ¶nnen (BSG Breithaupt 1994, 323 = SozR 3-3870 Â§ 4 Nr 6).

Diese Verfahrensfehler sind wesentlich, da das angefochtene Urteil auf ihnen
beruhen kann. Es ist nicht auszuschlieÃ�en, dass das SG bei einer
ordnungsgemÃ¤Ã�en Sachverhaltsermittlung und ohne VerstoÃ� gegen den
Grundsatz der freien BeweiswÃ¼rdigung anders entschieden hÃ¤tte. Nach dem von
Prof. Dr.B â�¦ festgestellten Leiden der KlÃ¤gerin auf orthopÃ¤dischem Gebiet ist es
denkbar, dass ihr ein hÃ¶herer GdB als 40 zusteht. Dabei berÃ¼cksichtigt der Senat
auch, dass sich das SG mit den von der KlÃ¤gerin geltend gemachten
Behinderungen auf nicht-orthopÃ¤dischem Gebiet Ã¼berhaupt nicht befasst hat.

Es liegt im Ermessen des Senats, ob er in der Sache selbst entscheidet oder
zurÃ¼ckverweisen will. Die ZurÃ¼ckverweisung soll die Ausnahme sein (Meyer-
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Ladewig aaO Â§ 159 Anm 5). In AbwÃ¤gung zwischen den Interessen der Beteiligten
an einer Sachentscheidung sowie dem Grundsatz der ProzessÃ¶konomie und dem
Verlust einer Instanz hÃ¤lt der Senat wegen der noch notwendigen umfangreichen
Beweisaufnahme (SachaufklÃ¤rung durch Einholung eines orthopÃ¤dischen und evtl
weiterer Gutachten auf anderen Fachgebieten) eine ZurÃ¼ckverweisung dringend
fÃ¼r geboten.

Das Urteil des SG ist unter Beachtung des VerbÃ¶serungsverbots entsprechend
dem Antrag des Beklagten nur insoweit aufzuheben, soweit der Beklagte verurteilt
wurde, die Behinderungen der KlÃ¤gerin ab MÃ¤rz 1998 mit einem hÃ¶heren GdB
als 30 zu bewerten. Dies schlieÃ� nicht aus, dass das SG nach DurchfÃ¼hrung einer
den GrundsÃ¤tzen des sozialgerichtlichen Verfahrens entsprechenden
Beweiserhebung ggfs einen hÃ¶heren GdB als 40 festzustellen hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision iSd Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG sind
nicht ersichtlich.

Erstellt am: 15.03.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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